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Betrifft: Aufhebung des Weinwirtschaftsgesetzes, Änderung 
des Weingesetzes 1985 und des Bundesfinanz­
gesetzes 1986 

Das Bundesministerium für soziale Verwaltung nimmt zum Ent­

wurf eines Bundesgesetzes über die Aufhebung des Weinwirt­

schaftsgesetzes und die Änderung des Weingesetzes 1985 und 

des Bundesfinanzgesetzes 1986 Stellung wie folgt: 

Wie aus dem Wortlaut des § 3 Abs. 1 des Entwurfes zu ent­

nehmen ist, soll der im § 2 angeordnete Vermögensübergang 

im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auch den Übergang der 

Dienstverhältnisse zum Weinwirtschaftsfonds auf den Bund 

bewirken. Es ist jedoch zweifelhaft, ob eine Gesamtrechts­

nachfolge hinsichtlich des Vermögens einschließlich der 

Verbindlichkeiten auch schon den Übergang der Dienstverhält­

nisse nach sich zieht und nicht eine ausdrückliche Anordnung 

erforderlich ist, daß der Bund an Stelle des Weinwirtschafts­

fonds als Dienstgeber in die bestehenden Dienstverträge ein­

tritt. Weiters scheint für die Zeit vom 1. Juni 1986 bis 

30. Juni 1988 eine ausdrückliche Ausnahme des in Betracht 

kommenden Personenkreises vom Vertragsbedienstetengesetz 

erforderlich zu sein. 

OVR: 0011001 u. 0011019, lAÄ 0017035 bis 0017116, AÄ 0015008 bis 0015954, llÄ 0011124 bis 0011183 

3/SN-230/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



- 2 -

Zur Wahrung der wohlerworbenen Rechte der betreffenden Dienst­

nehmer wäre eine Bestimmung notwendig, daß die ihnen am 

31. Mai 1986 auf Grund von Gesetzen und Normen der kollek­

tiven Rechtsgestaltung zustehende Rechte als im Dienstver­

trag vereinbart gelten. Die Anordnung der Anwendung der am 

31. Mai 1986 bestehenden vertraglichen Regelungen im § 3 

Abs. 1 des Entwurfes ist UberflUssig, da die Verpflichtung 

der Einhaltung von Verträgen selbstverständlich ist; 

Die Anordnung der Anwendung der "danach in Betracht kommenden 

gesetzlichen Regelung in der jeweils geltenden Fassung" 

ist einerseits unzureichend, weil die Normen der kollektiven 

Rechtsgestaltung nicht erfaßt sind, andererseits eine unge­

wöhnliche und zu unbestimmte dynamische Verweisung, bei der 

unklar ist, ob sie sich nur auf das Arbeitsvertragsrecht 

oder auch auf das Arbeitnehmerschutzrecht bezieht und welche 

Normen Uberhaupt gemeint sind. Es wird nicht verkannt, daß 

die im Entwurf enthaltenen Regelungen Uber die Uberleitung 

des Personals schon bei der Auflassung des Viehwirtschafts­

fonds angewendet wurden, doch ist damals eine Begutachtung 

durch die fUr das Arbeitsrecht zuständige Sektion des Bundes­

ministeriums fUr soziale Verwaltung nicht erfolgt. 

FUr den Bundesminister: 
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Fur~i Ri.Chtigkelt 
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